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Bekanntmachung
betreffend

Bestandserhebung für Baumwolle und
Baumwollerzeugnisse(halbwollene und

wolleneMännerunterlleidung eingeschlossen.)
Nachstehende Verordnung wird hiermit zur allgemeinen

Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Uebertre-
tung — worunter auch verspätete oder unvollständige Mel¬
dung fällt — jowie jedes Anreizen zur Uebertretung der er¬
lassenen Vorschrift , soweit nicht nach den allgemeinen Ŝtraf¬
gesetzen höhere Strafen verwirkt sind, nach §9 Buchstabe o*)
des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851
oder Artikel 4 Ziffer 2**) des Bähe rischen Gesetzes über den
Kriegszustand vom 5. November 1912 oder nach 8 5***)

*) Wer in einem in Belagerungszustand erklärten Orte
oder Distrikte ein bei Erklärung des Belagerungszustandes
oder während desselben vom Militärbefehlshaber im Interesse
der öffentlichen Sicherheit erlassenes Verbot Übertritt oder
zu solcher Uebertretung auffordert oder anreizt , soll, wenn
die bestehenden Gesetze keine höhere Freiheitsstrafe bestimmen,
mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft werden . ,

**) Wer in einem im Kriegszustand erklärten Orte oder
Bezirke eine bei der Verhängung des Kriegszustandes ober
während desselben von dem zuständigen obersten Militärbefehls¬
haber zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit erlassene Vor¬
schrift Übertritt oder zur Uebertretung auffordert oder anreizt,
wird , wenn nicht die Gesetze eine schwerere Strafe androhen,
mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft.

***) Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er aus Grund
dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist
erteilt ode> wissentlich unrichtige oder unvollständige An¬
gaben macht, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft , auch können
Vorräte , die verschwiegen sind, im Urteil für dem Staate ver¬
fallen erklärt werden . Wer fahrlässig die Anskunst , zu der er
auf Grund dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der
gesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder unvollständige Anga¬
ben macht, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder
im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten
bestraft.

der Bekanntmachung über Vorratserhebungen vom 2. Fe¬
bruar 1916 bestraft wird ; auch kann der Militärbefehls-
haber die Schließung des Betriebes anordnen.

81 .
Inkrafttreten der Verordnung.

Die Verordnung tritt am 2. August 1916, nachts 12
Uhr, in Kraft.

8 2.
Von der Verordnung betroffene Gegenstände.

Von der Verordnung betroffen sind sämtliche Vorräte
(einerlei ob Vorräte einer, mehrerer oder sämtlicher Klassen
vorhanden sind) an folgenden Gegenständen:

1.f ) Rohbaumwolle und Baumwollabfälle , unverarbeitet
oder in Verarbeitung begrifft »,

2.f ) Garne , ganz oder vorwiegend aus Baumwolle , ein¬
fach oder gezwirnt,

3.f ) Baumwoll -Web- und -Wirkstoffe und zwar:
a) Baumwollstoffe nach Vorschrift der Heeres- und

der Marine -Verwaltung,
b) fertige Männerunterkleidung aus Baumwolle,

Halbwolle und reiner Wolle, gewirkt, gestrickt
oder aus Webstosf hergestellt,

c) baumwollene Stoffe für technische Zwecke und
Sanitäts -Ausrüstung , auch Watte,

d) rohe und gebleichte Baumwollstoffe , bei denen
Garne unter Nr . 44 englisch verwendet sind,

e) farbige Baumwollstoffe , buntgewebt oder be¬
druckt.

8 3.
Bon der Verordnung betroffene Personen,

Gesellschaften usw.
Von dieser Verordnung werden betroffen:

a) alle gewerblichen Unternehmer und Firmen , in deren
Betrieben die in 8 2 aufgeführten Gegenstände erzeugt,
gebraucht oder verarbeitet werden, soweit die Vorräte
sich in ihrem Gewahrsam oder bei ihnen unter Zoll¬
aussicht befinden;

b) alle Personen und Firmen , die solche Gegenstände aus
Anlaß ihres Wirtschaftsbetriebes , ihres Handelsbe-

f ) Die nicht zu meldenden Mindestmengen jeder Waren¬
gattung sind im 8 8 anfgeführt.
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c) alle Kommunen , 'öffentlich-rechtlichen Körperschaften
und Verbände , in deren Betrieben solche Gegenstände
erzeugt, gebraucht oder verarbeitet werden, oder die
solche Gegenstände in Gewahrsam haben, soweit die
Vorräte sich in ihrem Gewahrsam oder bei ihnen unter
Zollaussicht befinden;

d) Personen , welche zur Wiederveräußerung oder Ver¬
arbeitung durch sie oder andere bestimmte Gegenstände
der in 8 2 ausgesührten Art in Gewahrsam genommen
haben, auch wenn sie kein Handelsgewerbe betreiben;

e) alle Empfänger (der unter a bis d bezeichneten Art)
solcher Gegenstände nach Empfang derselben, falls die
Gegenstände sich am Meldetag aus dem Versand befin¬
den und nicht bei einem der unter a bis d aufgeführten
Unternehmer , Personen usw. in Gewahrsam oder unter
Zollaufsicht gehalten werden.

Von der Verordnung betroffen sind hiernach insbeson¬
dere nachstehend ausgesührte Betriebe und Personen:

gewerbliche Betriebe : Baumwollspinnereien , Baumwoll-
zwirnereien , Baumwollwebereien , Baumwvllwirke-
reien, Färbereien , Bleichereien, Zeugdruckereien,
Wattefabriken , Verbandstoffabriken , Seilerwaren¬
fabriken, Teckenfabriken, Treibriemenfabriken ustv.,

Handelsbetriebe : Baumwollhändler , Garnhändler , Lager¬
halter , Spediteure , Kommissionäre usw., Konfektions¬
geschäfte, Schneidereigeschäfte, Großhändler usw.

Sind in dem Bezirk der verordnenden Behörde neben
der Hauptstelle Zweigstellen' vorhanden (Zweigfabriken,
Filialen , Zweigbureaus u. dgl.), so ist die Hauptstelle zur
Meldung und Durchführung der Beschlagnahmebestimmun-
gen auch für die Zweigstellen verpflichtet . Tie außerhalb
des genannten Bezirks (in welchem sich die Hauptstelle be¬
findet ) ansässigen Zweigstellen haben einzeln zu melden.

84.
Meldepflicht.

Die von dieser Verordnung betroffenen Gegenstände
von den in 8 3 Bezeichneten (Meldepflichtigen) nach Maß¬
gabe der nachstehenden Bestimmungen zu melden.

Tie erste Meldung ist für die am 2. August 1915,
nachts 12 Uhr, vorhandenen Vorräte bis zum 12. August
zu erstatten.

Tie folgenden Meldungen sind für die bei Beginn des
ersten Tages eines jeden zweiten Monats vorhandenen Vor¬
räte bis zum 10. des betreffenden Monats — bei der zweiten
Meldung demnach bis zum 10. Oktober 1915 — zu erstatten.

Bei der ersten Meldung sind die Vorräte von sämtlichen
in 8 2 aufgeführten Gegenständen anzugeben ; bei den fol¬
genden Meldungen nur die Vorräte der in 8 2 unter Ziffer 1
und 2 ausgeführtett Gegenstände.

8 5.

Meldescheine.
Tie Meldungen haben unter Benutzung der amtlichen

Meldescheine für Baumwolle und Baumwollerzeugnisse zu
erfolgen. Tie Meldescheine für die erste Bestandmeldung
sind unverzüglich nach erfolgter Bekanntmachung gegeiv-
wärtiger Verordnung , für die späteren Meldungen recht¬
zeitig bei dem „König!. Kriegsministerium , Kriegs-Rohstoff-
Abteilung , Webstoffmeldeamt", Berlin S .-W. 48, Ver¬
längerte Hedemannstr . 11, zu verlangen ; die Anforderung
hat auf einer Postkarte (nicht mit Brief ) zu erfolgen, die
nichts anderes enthalten darf , als die Ueberschrift : „Be¬
trifft Meldescheine für Baumwolle und Baumwollerzeug-
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Tie Bestände sindnach den vorgedrurkten Stoffbezeich-
nungen getrennt anzugebeu - ,

In denjenigen Fällen , in denen die Gewichte oder
Mengen nicht ermittelt werden können, sind schätzungsweise
Angaben einzutragen mit dem besonderen Vermerk, daß die
Angaben geschätzt sind.

Sämtliche in den Meldescheinen gestellten Fragen sind
genau zu beantworten.
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Tie Meldescheine sind ordnungsgemäß frankiert an das
Kgl . Kriegsministerium , Kriegs - Roh¬
stoff - A bt e ilun g , Sektion W.  II , Berlin
S .-W. 48, Verlängerte Hedemannstr.  9/10,

einzusenden. Auf die Vorderseite der zur Uebersendung
von Meldescheinen benutzten Briefumschläge ist der Vermerk
zu setzen: „Enthält Meldescheinefür Baumwolle und Baum-
wollerzcugnisse".

8 6.
Besondere Meldebestimmungen.

Tie nach dem jeweiligen Stichtage eintreffenden , vor
dem Stichtage aber schon abgesandten Vorräte sind vom
Empfänger unverzüglich nach Empfang zu melden.

Auf einem Meldeschein dürfen nur die Vorräte eines
und desselben Eigentümers und die Bestände einer und der¬
selben Lagerstelle gemeldet werden.

Soweit Rohbaumwolle oder Baumwollgarne nach dem
15. Juni 1915 aus dem Auslande cingeführt sind, hat der
Meldepflichtige dies bei Erstattung der Meldung anzugeben
und auf Verlangen des Kriegsministeriums , Kriegs-Roh-
stoff-Abteilung , den Nachweis zu erbringen.

Anfragen , die vorliegende Verordnung betreffen, sind
an das Kriegsministerium , Kriegs-Rohstofs-Abteilung , Sek¬
tion W.  II , Berlin S .-W. 48, Verlängerte Hedemannstr . 9/10,
zu richten ; die Anfragen müssen aus dem Briefumschläge
sowie beim Eingang des Briefes den Vermerk enthalten:
„Betrifft Bestandaufnahme für Baumwolle und Baum¬
wollerzeugnisse".

Muster der gemeldeten Vorräte sind nur auf besonderes
Verlangen dem Kriegsministerium zu übersenden.

' 8 7.
Lagerbuch.

Für Rohbaumwolle , Baumwollabfälle und Garne , fer¬
ner für Banmwollweb - und Wirkwaren , soweit sie auf den
Meldescheinen 3 .4, 3 B und 3 C (auf 3 C mit Ausnahme
von Nr . 6 und Nr . 9) aufgeführt sind, ist ein Lagerbuch
einzurichten, aus dem jede Aenderung in den Vorrats¬
mengen und ihre Verwendung ersichtlich sein muß.

Beauftragten der Polizei - und Militärbehörden ist je¬
derzeit die Prüfung des Lagerbuches, sowie die Besichtigung
des Betriebes zu gestatten.

8 8.
Ausnahmen.

Tie Meldepflichtigen sind insoweit von einer Melde¬
pflicht und Führung des Lagerbuchs befreit , als ihre Vor¬
räte (einschließlich derjenigen in sämtlichen Zweigstellen, die
sich im Bezirk der verordnenden Behörde befinden) am
2. August  1915, nachts 12 Uhr, geringer sind als (Mindest¬
vorräte ) :

a) je 300 Kg. von Rohbaumwolle oder Garnen , ferner
von Watte,

b) insgesamt 5000 Meter von zu meldenden Baumwoll¬
stoffen (siehe 8 2), wenn die Vorräte aus verschiedenen
Stoffen bestehen,

c) 500 Meter , wenn die Vorräte nur aus Stoffen einer
einzigen Gruppe oder Untergruppe bestehen,
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Auch T>iefe Personen send auf besonderes Verbanden der

verordnenden Behörde zur Meldung ihrer Vorräte oder zu
Fehlmeldungen verpflichtet.

In jedem Falle tritt auch für sie die Pflicht zur Mel¬
dung und zur Führung eines Lagerbuches für die gesamten
Bestände an dem Tage ein, an dem die oben bezeichneten
Mindestvorräte überschritten werden. — Verringern sich die
Bestände nachträglich unter die angegebenen Mindestvor¬
räte , so bleibt die Pflicht zur Meldung und Führung des
Lagerbuches trotzdem bestehen.

Frankfurt (Main), den 27. Juli 1915.
Stellv . Generalkommando 18 . A . K.

W.  I . 621/7. 16. K. R. A.

Bekanntmachung
betreffend

Bestandserhebung von Bastsaserrohstoffen
und Erzeugnissen aus Bastsasern(Jute,
Flachs, Ramie, europäischer Hans und über¬

seeischer Hans).
Nachstehende Verordnung wird hiermit zur allgemeinen

Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Uebertre-
tung — worunter auch verspätete oder unvollständige Mel¬
dung fällt — jowie jedes Anreizen zur Uebertretung der er¬
lassenen Vorschrift , soweit nicht nach den allgemeinen Straf¬
gesetzen höhere Strafen verwirkt sind, nach 89 Buchstabe b*)
des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851
oder Artikel 4 Ziffer 2**) des Bayerischen Gesetzes über den
Kriegszustand vom 5. November 1912 oder nach 8 5***)
der Bekanntmachung über Vorratserhebungen vom 2. Fe¬
bruar 1915 bestraft wird : auch kann der Militärbefehls¬
haber die Schließung des Betriebes anordnen.

8 1.
Inkrafttreten der Verordnung.

Tie Verordnung tritt am 2. August 1915, nachts 12
Uhr, in Kraft.

*) Wer in einem in Belagerungszustand erklärten Orte
oder Distrikte ein bei Erklärung des Belagerungszustandes
oder während desselben vom Militärbefehlshaber im Interesse
der öffentlichen Sicherheit erläsienes Verboi Übertritt oder
zu solcher Uebertretung auffordert oder anreizt , soll, wenn
die bestehenden Gesetze keine höhere Freiheitsstraie bestimmen,
mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft werden. '

**) Wer in einem im Kriegszustand erklärten Orte oder
Bezirke eine bei der Verhängung des Kriegszustandes oder
während desselben von dem zuständigen obersten Militärbesehltz-
habcr zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit erlassene Vor¬
schrift Übertritt oder zur Uebertretung aufsordert oder anreizt,
wird, wenn nicht die Gesetze eine schwerere Strafe and/ohen,
mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft.

***) Wer vorsätzlich die Auskunft, zu der er aus Grund
dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige An
gaben macht, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft, auch können
Vorräte, die verschwiegen sind, im Urteil für dem Staate ver
fallen erklärt werden. Wer fahrlässig die Auskunft, zu der er
auf Grund dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der
gesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder unvollständige Anga¬
ben macht, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder
im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten
bestraft.

Bvn ver Berorvunn ^ bevroffen \VtVö  Vorräte
(einerlei ob Vorräte einer , mehrerer oder sämtlicher Klassen
vorhanden find ) an folgenden Gegenständen:

l .f ) Bastfaserrohstoffe, im Stroh (ungerüstet und geröstet),
geknickt, geschwungen, gebrochen, gehechelt und als
Werg oder spinnfähiger Abfall.

2.4) ganz oder teilweise aus Bastfasern hergestellte Garne
und Zwirne;

3.4) Seilerwaren wie Bindfäden , Bindegarne , Kordel,
Schnüre , Stricke, Leinen, Seile , Taue , Transport¬
bänder , Bandseile , Gurte u. a. ;

4.4) alle ganz oder teilweise aus Bastfasern hergestellre
Gewebe, welche für Heeresbedarf in Betracht kommen.
Tiefe sind alle glatten ober streifig gemusterten Ge¬
webe in rohem, gebleichten, imprägnierten und ge¬
färbten Zustande, welche mit nicht mehr als 5 Schäf¬
ten hergestellt sind und in denen keine feineren Garne
als Leinengarnnummer 30 engl, oder bei mit Baum¬
wolle gemischten Geweben keine feineren Garne als
Baumwollgarnnnmmer 32 engl, verwendet worden
sind:

5.4) leere Säcke, ganz oder teilweise aus Bastfasern her-
gestellt, und zwar alle ungebrauchten Säcke und alle
für menschliche oder tierische Nahrungsmittel ge¬
brauchten Säcke.

Zu den Bastfasern im Sinne dieser Verordnung
gehören:

Jute , Flachs , Ramie , europäischer Hanf, die außer¬
europäischen Hänfe wie Manilahanf , Sisalhans , in¬
discher Hanf, Neuseelandflachs und andere Seiler¬
fasern ; ferner alle bei der Bearbeitung von Fasern
entstehenden Wergarten und spinnfähigen Abfälle.

8 3.
Bon der Verordnung betroffene Personen,

Gesellschaften usw.
Von dieser Verordnung werden betroffen:

a) alle gewerblichen Unternehmer und Firmen , in deren
Betrieben die in § 2 aufgeführten Gegenstände erzeugt,
gebraucht oder verarbeitet werden, soweit die Vorräte
sich in ihrem Gewahrsam oder bei ihnen unter Zoll-
aufficht befinden;

b) alle Personen und Firmen , die solche Gegenstände aus
Anlaß ihres Wirtschaftsbetriebes , ihres .Handelsbe¬
triebes oder sonst des Erwerbes wegen für sich oder für
andere in Gewahrsam haben, oder wenn sie sich bei
ihnen unter Zollaufsicht befinden;

c) alle Kommunen, öffentlich-rechtlichen Körperschaften
und Verbände, in deren Betrieben solche Gegenstände
erzeugt, gebraucht oder verarbeitet werden, oder die
solche Gegenstände in Gewahrsam haben, solveit die
Vorräte sich in ihrem Gewahrsam oder bei ihnen unter
Zollaufsicht befinden;

d) Personen, welche zur Wiederveräußerung oder Ver¬
arbeitung durch sie oder andere bestimmte Gegenstände
der in 8 2 aufgeführten Art in Gewahrsam genommen
haben, auch wenn sie kein Handelsgewerbe betreiben;

e>alle Empfänger (ver unter a bis d bezeichneten Art)
solcher Gegenstände nach Empfang derselben, falls die
Gegenstände sich am Meldetag auf dem Versand befin¬
den und nicht bei einem der unter a bis d aufgcsührten
Unternehmer , Personen usw. in Gewahrsam öder unter
Zollaufficht gehalten werden.
Von der Verordnung betroffen sind hiernach insbeson¬

dere nachstehend ausgeführte Betriebe und Personen:
gewerbliche Betriebe : wie z. B. Faserbereitungsanstal¬

ten, Spinnereien , Webereien, Zwirnereien , Färbereien , Blei-
f ) Die nicht zu meldenden Mindestmengen jeder Waren¬

gattung sind im 8 8 aufgeführt.
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Sind in dem  Bezirke der verordnendenBehörde neben

der Hauptstelle Zweigst eiten Vorbanden (Zweigfabriken,
Filialen,  Zweigbureaus , u. dgl.), so ist die Hauptstelle zur
Meldung und zur Durchführung der Beschlagnahmebestim-
mungen auch für die Zweigstelle verpflichtet . Tie außerhalb
des genannten Bezirks (in welchem sich die Hauptstelle be¬
findet ) ansässigen Zweigstell-n haben einzeln zu melden.

§ 4.
Meldepflicht.

Tie von dieser Verordnung betroffenen Gegenstände
von den in 8 3 Bezeichneten (Meldepflichtigen) nach Maß¬
gabe der nachstehenden Bestimmungen zu melden.

Tie erste Meldung ist für die am 2. August 1915,
nachts 12 Uhr, vorhandenen Vorräte bis zum >2. August
zu erstatten.

Die folgenden Meldungen sind für die bei Beginn des
ersten Tages eines jeden zweiten Monats vorhandenen Vor¬
räte bis zum 10. des betreffenden Monats — bei der zweiten
Meldung demnach bis zum 10. Oktober 1915 — zu erstatten.

I Die nad) beut jeloeiltgen Stichtage  eir,treffenden , vor
J dem Stichtage aber schon abgesandten Vorräte sind vom
I Empfänger unverzüglich nach Empfang zu melden.

Außer den Vorratsmengen ist anzugeben, wem die
fremden Vorräte gehören, die sich im Gewahrsam des Nus-
kunftspflichtigen (§§ 3 und 4) befinden.

Auf einem Meldeschein dürfen nur die Vorräte eines
und desselben Eigentümers und die Bestände einer und der¬
selben Lagerstelle gemeldet werden.

Soweit Rohstoffe oder Garne nach dem 25. Mai 1915
aus dem Auslande eingesührt sind, hat der Meldepflichtige
dies bei Erstattung der Meldung anzugeben und auf Ver¬
langen des Kriegsministeriums , Kriegs-Rohstoff-Abteilung,
den Nachweis dafür zu erbringen . $

Anfragen , die vorliegende Verordnung betreffen, sind
an das Webstoffmeldeamt, der Kriegs -Rohstoff-Abteilung
des Kgl. Kriegsministeriums , Berlin S .-W. 48, Verlängerte
Hedemannstraße 11, zu richten ; die Anfragen müssen auf
dem Briefumschlag sowie aik Kopf des Briefes d»n Vermerk
enthalten : „Betrifft Bestandsaufnahme für Bastfasern ".

Muster der gemeldeten Vorräre sind nur auf besonderes
Verlangen dem Webstoffmeldeamt zu übersenden.

8 7.
Lagerbuch.

8 5.
Meldescheine.

Bei der ersten Meldung sind die Vorräte von sämtlichen
in §*2 aufgeführten Gegenständen anzugeben ; bei den fol¬
genden Meldungen nur die Vorräte der in 8 2 unter Ziffer 1
und 2 aufgeführten Gegenstände.

Tie Meldungen haben unter Benuhung der amtlichen
Meldescheine für Bastfasern und Bastfasererzeugnisse zu er¬
folgen. Tie Meldescheine für die erste Bestandsmeldung
sind unverzüglich nach erfolgter Bekanntmachung gegen¬
wärtiger Verordnung , für die späteren Meldungen ent¬
sprechend frühzeitig , bei dem Webstoffmeldeamt der Kriegs-
Rohstoff-Abteilung des Königl . Kriegsministeriums , Ber¬
lin S .-W. 48, Verlängerte Hedemannstraße 11, zu verlan¬
gen. Tie Anforderung hat auf einer Postkarte (nicht mit
Brief ) zu erfolgen, die nichts anderes enthalten darf , als
die Kopfschrift : „Betrifft Meldescheine für Bastfasern ", die
kurze Anforderung der Meldescheine und die deutliche Unter¬
schrift und Firmenstempel mit genauer Adresse.

Tie Bestände sind nach den vorgedruckten Stoffbezeich¬
nungen getrennt anzugeben.

In denjenigen Fällen , in denen die Gewichte oder
Mengen nicht ermittelt werden können, sind schätzungsweise
Angaben einzutragen mit dem besonderen Vermerk, daß die
Angaben geschätzt sind.

Sämtlich in den Meldescheinen gestellten Fragen sind
genau zu beantworten.

Tie Meldescheine sind ordnungsgemäß frankiert an das
Webstoffmeldeamt der Kriegs - Rohstoff-
Abteilung des Kgl . Kriegs Ministe¬
riums , Berlin  S .-W. 48 , Verlängerte
Hedemannstr . 11,

einzusenden. A>us die Vorderseite der zur Uebersendunz
von Meldescheinen benutzten Briefumschläge ist der Vermerk
zu setzen: „Enthält Meldescheine für Bastfasern ".

8 6.
Besondere Meldebestimmuugeu.

Flachsstroh und Hanfstroh, welche am Stichtage noch
nicht geerntet sind, müssen schätzungsweise gemeldet werden.
Tie genaue Meldung ist sofort nach der Einerntung unter
Abzug des Gewichtes des Samens vorzunehmen.

Zeder Meldepflichtige hat ein Lagerbuch einzurichten,
aus dem jede Aenderung in den Vorratsmengen und ihre
Verwendung ersichtlich sein muß.

Beauftragten der Polizei - und Militärbehörden ist je¬
derzeit die Prüfung des Lagerbuches, sowie die Besichtigung
des Betriebes zu gestatten.

8 8.
Ausnahmen.

Tie Meldepflichtigen sind insoweit von einer Melde¬
pflicht und Führung des Lagerbuchs befreit , als ihre Vor¬
räte (einschließlich derjenigen in sämtlichen Zweigstellen, die
sich im Bezirk der verordnenden Behörde befinden, am
2. A u g u st 1915, nachts 12 Uhr, geringer sind als (Mindest¬
vorräte ) :

a ) ein Gesamtvorrat von 500 Kg. Faserstroh oder 100
Kg. ausgearbeitete Rohstoffe,

b) 100 Kg. Garne und Zwirne oder 100 Kg. Seilerwaren,
c) 200 m Gesamtlänge von Geweben gleicher Bezeichnung

(z. B . alle Gewebe unter der Bezeichnung Handtücher
oder Bettücher . Nicht zu melden sind demnach alle
gemusterten Gewebe (ausgenommen gestreifte Gewebe)
und alle Bastfasergewebe, in denen Garne feiner als
Leinengarn Nr . 30 oder Baumwollgarn Nr . 32 ent¬
halten sind. Ebenso sind nicht zu melden alle Wirk¬
waren und Spitzen (vergl . 8 2 Ziffer 4),

. d) 500 Säcke aller zu meldenden Gattungen (vergl. 8 2
Ziffer 5).
Auch diese Personen sind auf besonderes Verlangen

der Kriegs-Rohstoff-Abteilung des Kriegsministeriums zur
Meldung ihrer Vorräte oder zu Fehlmeldungen verpflichtet.

In jedem Falle tritt auch für sie die Pflicht zur
Meldung und zur Führung eines Lagerbuches für die ge¬
samten Bestände ein, wenn an einxm späteren Stichtage
die ohen bezeichneten Mindestvorräte überschritten werden.
— Verringern sich die Bestände nachträglich unter die
angegebenen Mindestvorräte , so bleibt die Pflicht zur
Wiederholung der Meldung und Führung des Lagerbu¬
ches trotzdenr bestehen.

Frankfurt (Main), den 27. Juli 1915.
Stellv . Generalkommando 18. A. K.
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